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INTERVIEW

 „Lieber einmal zu 
 viel nachforschen“

Der Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen über die Bedeutung der 
 Digitalisierung bei der Staatsmodernisierung, übergreifendes Krisenmanagement  

und die Bekämpfung von Kindesmissbrauch

HERBERT REUL
Geboren 1952 in Langenfeld (Rheinland), 
1985 bis 2004 Mitglied des Landtags 
Nordrhein-Westfalen, 1991 bis 2003 
Generalsekretär der CDU Nordrhein-
Westfalen, 2004 bis 2017 Mitglied des 
Europäischen Parlaments, 2012 bis 2017 
Vorsitzender der CDU/CSU-Gruppe  
im Europäischen Parlament, seit 2017 
Innenminister des Landes Nordrhein-
Westfalen.

Herr Minister Reul, Sie waren Mitglied 

einer Expertenkommission der Kon-

rad-Adenauer-Stiftung, die ein The-

senpapier zur Staatsmodernisierung 

erarbeitet hat („Für einen handlungs-

fähigen deutschen Staat. Vorschläge 

für eine Staatsmodernisierung in der 

Legislaturperiode 2021–2025“). Worin 

sehen Sie die Schwerpunkte?

Herbert Reul: Der Bereich der Digitali-

sierung ist fraglos ein zentraler Baustein 

für eine Staatsmodernisierung. In diesem 

Zusammenhang können Verwaltungs-

abläufe optimiert werden. Zudem stellt 

sich die Frage, wie die Besoldung im öf-

fentlichen Dienst verbessert werden kann. 

Experten werden mit ihrem Wissen  immer 
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wichtiger; darauf sind wir mit unserem 

Besoldungs system nicht vorbereitet. Wenn 

wir so weitermachen, wird es schwer, bei 

der Konkurrenz um die klügsten Köpfe in 

der digitalen Welt mitzuhalten. Nicht nur 

die Privatwirtschaft, auch die staat liche 

Verwaltung hat hier einen großen Perso-

nalbedarf.

Wo sehen Sie als Innenminister von 

Nordrhein-Westfalen die langfristigen 

Herausforderungen durch globale 

 Krisen?

Herbert Reul: Wir brauchen Informatio-

nen. Daten sind mittlerweile das wichtigs-

te Gut zum Bekämpfen großer Krisen, 

aber auch von Kriminalität. Es ist deshalb 

entscheidend, dass der Politik und der Ge-

sellschaft möglichst viele Informationen 

zugänglich sind. In diesem Zusammen-

hang muss auch die Frage des Datenschut-

zes beantwortet werden. Einerseits müs-

sen wir bei einer gigantischen Menge an 

Daten sicherstellen, dass die Menschen 

und ihre Daten geschützt werden. Ande-

rerseits müssen wir diese Datenberge aber 

gerade im Bereich der Krisenbewältigung 

und der Inneren Sicherheit effektiv aus-

werten, um auf deren Grundlage gezielt 

handeln zu können. Das ist ein sehr schwie-

riges Spannungsfeld.
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In den vergangenen Jahren wurde bei 

der Polizei und der Justiz in den Län-

dern zum Teil erheblich eingespart. 

Das sind Kernbereiche, wo der Bürger 

vom Staat die Einlösung seines Schutz-

versprechens erwartet.

Herbert Reul: Die Länder haben in den 

Bereichen, wo der Staat eigentlich eine ur-

eigene Zuständigkeit hat, teilweise Per-

sonal abgebaut. Das war ein Fehler! Des-

wegen wird in vielen Ländern bei Polizei 

und Justiz auch wieder mehr Personal ein-

gestellt und in die Ausstattung investiert. 

Als Landesregierung haben wir in Nord-

rhein-Westfalen seit 2017 mittlerweile 

zwölfeinhalbtausend junge Menschen bei 

der Polizei neu eingestellt. Aber es ist 

nicht nur eine Frage des Personals, son-

dern auch der Abläufe, die überprüft wer-

den müssen, damit es etwa bei der Justiz 

schneller geht.

Die Corona-Pandemie zeigt, dass 

staatliches Handeln in Krisen zumin-

dest auf Bundesebene nicht hinrei-

chend gesetzlich geregelt ist. Brauchen 

wir ein Bundeskrisenschutzgesetz?

Herbert Reul: Katastrophen müssen im 

Bewusstsein wieder als realistisch ange-

nommen werden. Wir müssen uns im Kla-

ren darüber sein, dass sie auch bei uns 

stattfinden können, nicht nur weit weg 

und im Fernsehen. Die Vorbereitung auf 

solche Krisen ist das Entscheidende. Ob 

das durch ein Bundeskrisenschutzgesetz 

sein muss, glaube ich nicht. Es wird nicht 

alles dadurch besser, dass es gesetzlich ge-

regelt wird.

Der Bevölkerungsschutz umfasst den 

Zivil- und Katastrophenschutz, teilweise 

auch die fachlich spezialgesetzlich ge-

regelte Risikovorsorge, wenn Sie bei-

spielsweise an die Bereiche Umwelt, Kli-

ma, Energie, Gesundheit und die Re- 

silienz von Kritischen Infrastrukturen 

denken. Diese Bereiche müssen besser 

vernetzt werden, um das Krisenmanage-

ment zu stärken. Die Länder haben im 

Rahmen der Innenministerkonferenz 

frühzeitig auf diesen Punkt hingewiesen. 

Wir brauchen eine bessere Zusammen-

arbeit zwischen den Ländern, aber auch 

zwischen den Ländern und dem Bund, 

weil Krisen nicht vor Ländergrenzen halt-

machen.

Wir haben gerade beschlossen, dass 

wir ein Gemeinsames Kompetenzzen-

trum Bevölkerungsschutz des Bundes 

und der Länder gründen wollen. Es gibt 

ja seit 2004 bereits das Bundesamt für 

Bevölkerungsschutz und Katastrophen-

hilfe (BBK). In diesem Amt soll die neue 

Bund- Länder-Einrichtung entstehen, da-

mit wir in einer Organisation gemeinsam 

alles besprechen, gerade weil es unter-

schiedliche  Zuständigkeiten gibt. Ich hal-

te es für einen großen Fortschritt, dass 

wir uns darauf verständigt haben.

… das ist dann aber ein neues Koordi-

nierungsgremium und keine zusätz-

liche gesetzliche Grundlage …

Herbert Reul: Ja, man muss abwägen, ob 

eine gesetzliche Grundlage erforderlich 

ist. Im Moment würde ich das – auch ab-

weichend von den Aussagen in dem Do-

kument der Konrad-Adenauer-Stiftung – 

eher verneinen.

Es ist zwar richtig, dass Katastrophen 

und Krisen nicht an Ländergrenzen halt-

machen, aber ihre Bekämpfung wird nach 

meiner Überzeugung vernetzt, aber am bes- 

ten dezentral organisiert. Bei  Katastrophen 

„Lieber einmal zu viel nachforschen“, Herbert Reul
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ist eine genaue Ortskenntnis meist uner-

lässlich. Dezentralität ist ein hohes Gut, 

das darf aber nicht heißen, jeder kocht für 

sich sein eigenes Süppchen und wir reden 

nicht miteinander. Deshalb ist die Idee, 

dieses Kompetenzzentrum als Bund-Län-

der-Einrichtung zu organisieren, geboren 

worden. Und die Bundesländer sind bei 

der Konzeptionierung dieser Einrichtung 

mit verantwortlich.

Während der Pandemie gab es immer 

wieder kritische Stimmen über die 

Macht der Experten, die die Politik be-

raten. Wie sehen Sie ihre Rolle in Kri-

sensituationen?

Herbert Reul: Experten als Berater sind 

fraglos notwendig. Aber wir haben in der 

Corona-Zeit gelernt, dass Experten auch 

nicht alles wissen. Experten können einen 

manchmal in eine Scheinsicherheit füh-

ren. Oft sind Maßnahmen, die wissen-

schaftlich gut fundiert erschienen, wieder 

zurückgenommen worden. Denken Sie 

nur an die zu Beginn der Pandemie um-

strittene Frage des Maskentragens. Wir 

brauchen Experten, aber am Ende kann 

keiner der Politik die Entscheidung ab-

nehmen.

Hat sich der Föderalismus in der Krise 

bewährt oder stand er der Pandemie-

bekämpfung im Wege?

Herbert Reul: In großen Teilen hat sich 

der Föderalismus bewährt. Insbesondere 

die Gefahrenabwehr muss immer in Kennt-

nis der Sachlage am Ort des Einsatzes ge-

schehen. Gerade bei großen Einsatzsze-

narien zeigt sich die Stärke des Föderalis- 

mus, indem die Kräfte aller Länder und 

des Bundes unter – wenn man so will – 

ortskundiger Einsatzführung zusammen-

wirken.

Darüber hinaus ist es bei der Krisen-

prävention wichtig, in Szenarien zu den-

ken. Handelt es sich beispielsweise um 

Natur- und Klimakatastrophen, die Frei-

setzung gefährlicher Stoffe, Störungen 

oder Ausfälle von Kritischer Infrastruktur, 

Cyberangriffe oder Terroranschläge – all 

das sind sehr unterschiedliche Krisen situa-

tionen. Und wir brauchen für jedes dieser 

Szenarien Notfallplanungen, die die Struk- 

turen und Prozesse der Krisenbewältigung 

abbilden. Das ist viel wichtiger als die Fra-

ge einer Konzentration der Krisenbewälti-

gung an einer zentralen Stelle. Zentralis-

mus löst nicht alle Probleme.

Die Flutkatastrophe in Rheinland-Pfalz 

und Nordrhein-Westfalen hat gezeigt, 

dass zumindest teilweise die Warnung 

der Bevölkerung nicht funktionierte. 

Wie kann das verbessert werden?

Herbert Reul: Ich habe 2018 in Nord-

rhein-Westfalen den Sirenen-Warntag 

wieder eingeführt, weil ich fest davon 

überzeugt bin, dass wir uns auf Katastro-

phen vorbereiten müssen. Dass mögliche 

Katastrophen auch bei uns stattfinden 

können, hat man zu sehr verdrängt. Sire-

nen wurden nach Ende des Kalten Krieges 

oft demontiert, weil man dachte, man 

braucht sie nicht mehr.

Außerdem haben wir in Nordrhein-

Westfalen 2022 erstmalig einen eigenen 

Haushaltstitel für den Katastrophenschutz 

und richten in diesem Zusammenhang 

erstmals ein landeseigenes Katastrophen-

schutzlager ein – als Notfallreserve für drin-

gend benötigte Materialien im Ernstfall. 

Mittlerweile gibt es auch ein Bundessire-

nenprogramm, das die Sirenenanschaffung 
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fördert; da gibt es einen riesigen Nachhol-

bedarf. Sirenen sind ein wichtiges Mittel 

zur Warnung der Bevölkerung, aber sie 

lösen nicht alle Probleme. Es muss dazu 

auch immer die Information kommen, 

was der Bürger jetzt konkret tun soll. Da 

spielen die Medien eine wichtige Rolle.

Gefordert wird ein Mix verschiedener 

Warnsysteme. Warum gilt dieser Weg 

als besonders effektiv?

Herbert Reul: Wir brauchen eine f lä-

chendeckende Infrastruktur mit verschie-

denen Warnsystemen. Ein System allein 

ist nicht effektiv und ausfallsicher ge- 

nug. Außerdem: Je mehr unterschiedliche 

Warnmittel wir nutzen, desto mehr Men-

schen erreichen wir. Das Sirenennetz gilt 

es jetzt flächendeckend auszubauen. Zwei-

tens brauchen wir Cell-Broadcasting, weil 

das einen schnellen Informationsfluss an 

nahezu jedermann gewährleistet. Drittens 

müssen wir über die Rolle von öffentlich-

rechtlichem und privatem Rundfunk nach-

denken. In den USA ist es bei großen Ka-

tastrophen eine Selbstverständlichkeit, 

dass im Krisenfall automatisch Informa-

tio nen ins Fernsehprogramm oder ins Ra-

dio eingespielt werden, um die Bevöl-

kerung zu warnen. Davon sind wir, trotz 

einer entsprechenden Vereinbarung mit 

den Öffentlich-Rechtlichen, leider noch 

meilenweit entfernt.

Sollte die Entscheidung darüber, wel-

che Warnmittel eingesetzt werden, in 

den Ländern oder in den Kommunen 

getroffen werden?

Herbert Reul: Über die Sirenen und ihre 

Standorte müssen die Kommunen ent-

scheiden. Aber das Land und der Bund 

müssen dafür sorgen, dass ihnen finan ziell 

geholfen wird. Je dezentraler Warnungen 

sind, desto genauer sind sie, und je präzi-

ser sie auf den Ort und den Raum ausge-

richtet sind, desto besser. Was nützt es, 

wenn halb Nordrhein-Westfalen alarmiert 

wird, aber es zum Beispiel nur im Erftkreis 

eine Katastrophe gab? Zielgenauigkeit und 

Präzision der Information sind deshalb 

elementar. Bei einem Broadcasting-System 

und den Verhandlungen mit großen Sen-

deanstalten werden sich der Bund und die 

Länder einschalten müssen, weil das an-

ders nicht zu managen ist.

Welche Maßnahmen sind zur regelmä-

ßigen Einübung von Krisenwarnungen 

und Krisenmanagement zu treffen?

Herbert Reul: Am Institut der Feuerwehr 

Nordrhein-Westfalen haben wir bereits die 

Möglichkeit, den Einsatz von Krisenstä-

ben und der Einsatzleitung zu üben. Mit 

Blick auf die Bevölkerung sollte im Rah-

men eines Warntages und durch einen Si-

renenprobealarm immer wieder geübt wer-

den. Die zweite Frage ist, ob wir nicht auch 

an den Schulen solche Übungen durch-

führen sollten. Müssen  Schülerinnen und 

Schüler nicht auch lernen, was diese Signa-

le bedeuten und wie man sich im Notfall 

verhält? Krisenwarnungen sollten sowohl 

lokal als auch überregional geübt werden. 

Ohne Übung läuft das nicht. Auch die Zu-

sammenarbeit zwischen den Städten und 

die Zusammenarbeit zwischen Bund, Land 

und Kommunen muss geübt werden.

Im Thesenpapier der Konrad-Adenau-

er-Stiftung wird die Einrichtung einer 

zivilen Reserve unter Federführung des 

Technischen Hilfswerks (THW) ange-

regt. Was versprechen Sie sich davon?
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Herbert Reul: Wir haben bei der Flut-

katastrophe erlebt, dass sehr viele Men-

schen bereit waren, sich ehrenamtlich zu 

engagieren und zu helfen. Aber oftmals 

mangelte es daran, aus „zufälligem“ En-

gagement organisiertes Engagement zu 

machen, um mehr Wirkung zu erzielen. 

Wenn das freiwillige Engagement syste-

matischer eingesetzt werden könnte, wä-

ren wir noch effektiver. Aus dieser Erfah-

rung erwächst die Idee der Reserve.

Die Malteser haben ein Konzept vor-

gelegt, wie man mit einer vierjährigen 

Selbstverpf lichtung bürgerschaftliches 

Engagement steuern kann, mit dem Ziel, 

mehr qualifizierte Ehrenamtlichkeit für 

den Bevölkerungsschutz zu organisieren. 

Dieses Konzept wird zurzeit von uns mit 

den verschiedenen Hilfsorganisationen 

diskutiert. Wir überlegen gemeinsam, wie 

ein tragfähiges Modell aussehen könnte. 

Es darf aber nicht so formalisiert werden, 

dass dieser Aspekt der Freiwilligkeit wie-

der kaputtgeht.

Sie haben als Innenminister mehrfach 

die Notwendigkeit einer Modernisie-

rung der nordrhein-westfälischen Po-

lizei betont. Wie weit ist diese vorange-

kommen?

Herbert Reul: Wenn ich Menschen in 

schwierigen Zeiten mit einer großen Auf-

gabe betraue, dann muss ich dafür sorgen, 

dass sie ordentliche Arbeitsbedingungen 

haben. Das heißt Ausstattung der Polizei 

mit Medipacks, Schutzwesten und -hel-

men, einsatztaugliche Fahrzeuge, insge-

samt eine moderne Technik, die funktio-

niert. Bodycams und Taser sind weitere 

Stichworte.

Aber wir brauchen auch moderne Ge-

setze, die ebenso dafür sorgen, dass die Po-

lizei arbeitsfähig ist. Wir sollten davon ab-

sehen, Gesetze zu machen, die der Polizei 

die Arbeit erschweren; man muss ihr viel-

mehr Instrumente geben, die ihr die Arbeit 

erleichtern. Da haben wir in Nordrhein-

Westfalen eine ganze Menge gemacht. 

Zum Beispiel was Videobeobachtung an-

geht. Oder bei der strategischen Fahndung 

zur Erhöhung des Kontrolldrucks, mit der 

die Polizei nun bei einem konkreten An-

lass, also zum Beispiel einer Einbruchserie 

in einer Stadt, Kleintransporter an Flucht-

routen auch ohne konkreten Tatverdacht 

kontrollieren kann. Oder jetzt auch mit 

dem neuen Versammlungsgesetz.

Welche Rolle spielt die Digitalisierung 

bei der Polizei?

Herbert Reul: Eine zentrale. Wir haben 

uns entschieden, dass wir nicht nur eine 

analoge Polizei sein wollen, sondern eine, 

die auch in der Zukunft weiter mitspielt. 

Wir werden sowohl die Ressourcen als 

auch die Kompetenzen unseres Personals 

viel stärker in Richtung Digitalisierung 

ausrichten müssen  – und tun dies auch 

schon. Das geht nicht von heute auf mor-

gen, aber wir haben damit angefangen. 

Wir haben die Polizei etwa mit Tausenden 

Smartphones und Notebooks ausgestat-

tet, das war ein erster kleiner Schritt.

Wir haben zur Bekämpfung des Kin-

desmissbrauchs eine digitale Vernetzung 

organisiert, sodass in einem virtuellen 

Großraumbüro alle Polizeihauptstellen 

an einem Untersuchungsprojekt zusam-

menarbeiten können, ohne dass die Mitar-

beiter hin und her fahren müssen. Und das 

ist in diesem Deliktfeld nicht das Ende, 

wir brauchen beim Thema Kindesmiss-

brauch, aber auch beim Thema Rechts-

extremismus Instrumente, wie wir große 
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Datenmengen aus dem Internet schneller 

auswerten können. Die Frage der künst-

lichen Intelligenz wird hierbei eine große 

Rolle spielen.

In Nordrhein-Westfalen werden gezielt 

Großrazzien gegen den organisierten 

Drogen- und Waffenhandel durchge-

führt. Hat sich dieses Mittel im Kampf 

gegen Clan- und Organisierte Krimi-

nalität bewährt?

Herbert Reul: Ja, da gibt es ein Zusam-

menspiel aus drei Säulen: die Razzien, sie 

sind quasi die Nadelstiche, dann die lang-

fristigen Ermittlungsarbeiten im Landes-

kriminalamt gemeinsam mit den Finanz- 

und Justizbehörden und als Drittes, und 

das ist sicherlich das Schwierigste, Aus-

stiege zu organisieren. Ich finde, wir müs-

sen uns auch darum bemühen, Angebote 

zu machen, dass insbesondere junge Leu-

te aus dieser Szene aussteigen können.

Die Razzien lohnen sich, wir haben 

rund 2.000 Razzien durchgeführt, über 

5.000 Objekte kontrolliert. Dadurch kom-

men wir manchmal an Informationen und 

Daten, die uns helfen, an die Hintermän-

ner zu kommen. Wir haben in den letzten 

Monaten und Wochen immer wieder Rin-

ge zerschlagen, Bosse ermittelt und auch 

festgenommen. Ob es im Bereich Drogen 

ist, ob es im Bereich der Geldwäsche ist 

oder auch im Bereich von Seniorenbetrug. 

Am Ende zahlt sich die Geduld aus – und 

das Material dieser Nadelstiche hilft dabei.

Herr Minister Reul, macht Ihnen ein 

Thema Sorgen, das in der öffentlichen 

Debatte kaum diskutiert wird?

Herbert Reul: Eines unserer Hauptpro-

bleme ist die Internetkriminalität. Dies 

gilt insbesondere für den politischen Ex-

tremismus, den Kindesmissbrauch und 

die Organisierte Kriminalität. Es ist heute 

weniger risikoreich, mit Betrügereien im 

Netz Geld zu verdienen, als einen Raub-

überfall zu machen. Cybercrime gehört zu 

unseren Hauptproblemen und sie nimmt 

weiter zu. Auch die Sprache im Netz, Hass 

und Hetze machen mir große Sorgen.

Das Kriminalitätsfeld Cybercrime ist 

für die Sicherheitsbehörden mit einem 

fundamentalen Problem verbunden. Ich 

habe es eingangs bereits angesprochen. 

Wir reden nicht ehrlich darüber, wie wir 

mit unseren Daten umgehen, wie wir sie 

auf der einen Seite schützen und wie wir 

auf der anderen Seite den Sicherheits-

behörden Möglichkeiten zur Kriminali-

tätsbekämpfung geben müssen. Immer 

noch gewinnen bei uns diejenigen die 

Oberhand, die sagen: Vorsicht, lieber ein-

mal zu wenig nachforschen als einmal zu 

viel. Wir erleben, dass Fahnder zwar an 

eine Internetadresse kommen, aber nicht 

dahinterkommen, wem diese gehört; und 

wir wissen genau, der schädigt und schän-

det Kinder. Das finde ich moralisch nicht 

akzeptabel! Darüber muss geredet wer-

den, und zwar nicht nur bei irgendeiner 

Gesetzesänderung, sondern sehr grund-

sätzlich in der gesamten Gesellschaft. Die 

Gesellschaft muss sich entscheiden, was 

sie will. Ob sie sich von denen binden lässt, 

die immer sagen, was nicht geht, oder ob 

sie denjenigen, die Probleme aufklären 

sollen, auch die Instrumente zur Verfü-

gung stellt.

„Lieber einmal zu viel nachforschen“, Herbert Reul

Das Telefoninterview führte Ralf Thomas Baus am  
20. Dezember 2021.


